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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 14 AS 142/10 B 
 
L 1 AS 2826/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 15 AS 850/10 (SG Reutlingen) 
 
 
 
…………………………………… , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Landkreis Tübingen, 
Schleifmühleweg 68, 72070 Tübingen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Mai 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie die Richterinnen 

K r a u ß    und   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 7. September 2010 wird als 

unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über die Höhe von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites 

Buch (SGB II) für die Vergangenheit im Rahmen eines Überprüfungsverfahrens nach § 44 

Sozialgesetzbuch Zehntes Buch nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09). Die Klägerin hält den Regelsatz für offen-

sichtlich unzureichend, insbesondere wenn - wegen des Bestehens einer nichtehelichen 

Lebensgemeinschaft - der Regelsatz um 10 % gekürzt wird. Eine Klage auf höhere Leistungen 

ist beim Sozialgericht und beim Landessozialgericht (LSG) ohne Erfolg geblieben.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 

7.9.2010 wendet sich die Klägerin mit ihrer Beschwerde an das Bundessozialgericht (BSG). Sie 

macht die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend und verweist zur Begründung 

darauf, dass das Urteil des BVerfG vom 9.2.2010, auf das sich das LSG stützt, in einigen Teilen 

offensichtlich fehlerhaft sei. Es sei Aufgabe des BSG, das BVerfG auf die in Teilbereichen feh-

lerhafte Begründung des Urteils vom 9.2.2010 hinzuweisen. Die Revision sei wegen der enor-

men finanziellen Bedeutung der Angelegenheit für Millionen von Beziehern von Leistungen 

nach dem SGB II zuzulassen.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, denn die Klägerin hat keinen der in § 160 Abs 2 

Nr 1 bis 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe in der er-

forderlichen Weise bezeichnet bzw dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Die Beschwerde war 

daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 

Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG).  

 

Der Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG) ist nicht ausreichend dargelegt worden.  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung, ggf sogar des Schrifttums, angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung der Rechtsfragen aus Grün-

den der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das an-
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gestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59 und 65). Um seiner Darlegungspflicht in dem genannten Sinne 

zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin eine konkrete Rechtsfrage formulieren, ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit und ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit aufzeigen sowie die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung. Diesen 

Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht.  

 

Es fehlt vorliegend bereits an der Formulierung einer bestimmten Rechtsfrage. Im Übrigen wird 

angesichts der bestehenden Rechtsprechung des BVerfG die (weitere) Klärungsbedürftigkeit 

und Klärungsfähigkeit etwaiger Rechtsfragen nicht dargelegt. Die bloße Kritik an dem Urteil des 

BVerfG und die Behauptung, dieses sei fehlerhaft, stellt keine den Anforderungen an die Be-

gründung einer Nichtzulassungsbeschwerde genügende Auseinandersetzung mit der höchst-

richterlichen Rechtsprechung dar.  

 

Weitere Revisionszulassungsgründe (§ 160 Abs 2 Nr 2 und 3 SGG) sind von der Klägerin nicht 

geltend gemacht worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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